
Ilse Aigner bei einer Veranstaltung des DRV und
der Agrarfakultät der Humboldt-Universität zum

Thema „20 Jahre Agrargenossenschaften“
vergangene Woche in Berlin.
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Die Bundesregierung lehnt eine Kappung der
Direktzahlungen bei der Agrarreform 2013 ab. „Wir
werden keine Regelung zu Lasten der Betriebe in den
neuen Ländern akzeptieren“, versicherte
Bundesagrarministerin Ilse Aigner vergangene Woche
in Berlin beim Deutschen Raiffeisenverband (DRV). Die
Ministerin verwies auf die Zusage von
EU-Agrarkommissar Dr.Dacian Cioloş, die Pläne der
Kommission für eine Begrenzung der Direktzahlungen
zielten nicht auf die ostdeutschen Großbetriebe.

Die Bundesregierung will den Kommissar beim Wort
nehmen. Aigner: „Wir werden genau prüfen, wie er
sein Vorhaben praktisch umsetzen will.“ Die Ministerin

erinnerte daran, dass die Chancengleichheit für alle Unternehmensformen ein Kernelement der
Agrarpolitik nach der deutschen Wiedervereinigung gewesen sei. Daran dürfe auch in Zukunft
weder im nationalen Rahmen noch auf europäischer Ebene gerüttelt werden, betonte die
CSU-Politikerin.

Agrargenossenschaften nicht schwächen 

DRV-Präsident Manfred Nüssel warnte mit Nachdruck vor einer politischen Benachteiligung der
Agrargenossenschaften. Deren vielfältige Sozial- und Umweltleistungen, die weit über die
landwirtschaftliche Urproduktion hinausgingen, könnten auch in Zukunft nur erbracht werden,
wenn eine Gleichbehandlung aller Unternehmen bei den EU-Direktzahlungen nach 2013
gewährleistet sei. Nach Angaben von Nüssel hat sich die Zahl der Agrargenossenschaften in
Ostdeutschland von ursprünglich 1 500 vornehmlich durch Fusionen auf inzwischen rund 1 000
verringert. Ihr Flächenanteil ist von 44 % auf 27 % gesunken.

Ministerin Aigner erinnerte daran, dass den Agrargenossenschaften in den alten Ländern mit
anfänglich großer Skepsis begegnet worden sei. Dank geeigneter politischer Rahmenbedingungen,
finanzieller Hilfen und Sonderregelungen von Bund und EU zählten sie mittlerweile zur Normalität
in der Agrarstruktur Deutschland. Agrargenossenschaften in den neuen Ländern stehen ihrer
Meinung nach heute vor denselben Herausforderungen und Problemen wie landwirtschaftliche
Betriebe anderer Rechtsformen. Deshalb sei Chancengleichheit ein wichtiges Kriterium für die
Rahmenbedingungen in der EU.
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Fragwürdige Argumente

Äußerst fragwürdig finde ich die Argumente des Herrn Nüssel für ein "weiter so" in der

Aigner verspricht, Prämienkappung zu verhindern - Ilse Aigner bei eine... http://www.topagrar.com/index2.php?option=com_content&task=view...
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agrarzeitung online vom 19.10.2010 
 

Agrargenossen hoffen Förderkappung zu entkommen 

 
Die Agrargenossenschaften in Ostdeutschland fürchten zu den Verlierern der EU-
Agrarreform zu werden. Agrarministerin Ilse Aigner macht ihnen jedoch Hoffnung an 
Obergrenzen für Direktzahlungen vorbei zu kommen. „Für uns gibt es Dinge, die wir nicht 
hinnehmen können - und das ist die Kappung", sagte Aigner heute bei einer Tagung zum 
20-jährigen Bestehen der Agrargenossenschaften in Berlin. Sie gab sich zuversichtlich 
dieses Vorhaben von der EU-Kommission "noch weg verhandeln" zu können. „EU-
Agrarkommissar Dacian Ciolos hat mir zugesichert, dass er nicht auf die ostdeutschen 
Betriebe zielt", so Aigner.  
 
Der Präsident des Deutschen Raiffeisenverbandes Manfred Nüssel will im Zuge der 
Verhandlungen um die EU-Agrarpolitik nach 2013 den Charakter des 
Mehrfamilienbetriebes von Agrargenossenschaften stärker herausstellen. Damit gebe es 
gute Argumente, um eine Benachteiligung der Agrargenossenschaften bei den 
Direktzahlungen zu vermeiden. „Auf mögliche Forderungen nach einer Obergrenze sind 
wir gut vorbereitet", sagte Nüssel. Das Prinzip der Genossenschaft hält Nüssel für die 
Landwirtschaft für erfolgreich. „Ich wünsche mir, dass die eingetragene Genossenschaft 
als gleichberechtigte Rechtsform für Kooperationen in der Landwirtschaft erkannt wird", 
sagte er heute in Berlin.  
 



Dow Jones online vom 19.10.2010 

DRV gegen Obergrenzen bei GAP-Direktzahlungen 
 

BERLIN (Dow Jones)--Der Deutsche Raiffeisenverband (DRV) warnt, dass die Agrarwirtschaft "die 

vielfältigen Sozial- und Umweltleistungen, die weit über die landwirtschaftliche Urproduktion hinaus 

gehen", weiterhin nur erbringen könne, "wenn eine erneute Benachteiligung bei den EU-

Direktzahlungen im Konzept der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2013 verhindert wird". Daher 

sei eine Obergrenze/Degression nicht vereinbar mit dem zukünftigen Selbstverständnis der 

Direktzahlungen, sagte DRV-Präsident Manfred Nüssel bei der gemeinsamen Tagung mit der 

Landwirtschaftlich-Gärtnerischen Fakultät der Berliner Humboldt-Universität laut einer Mitteilung von 

Dienstag. Die Zahlungen müssten vielmehr als wirtschaftliche Basisabsicherung in Zeiten volatiler 

Märkte, als Ausgleich für die im internationalen Vergleich hohen EU-Produktionsstandards und als 

Honorierung von Naturschutzmaßnahmen verstanden werden. DJG/12/sru/ste/19.10.2010 
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